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tung. Darauf gilt es sich einzustellen und vorzubereiten.

Aktuelle Themen und Handlungsbedarfe für Unternehmen  
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Schwerpunkt ESG

D
er Anwendungsbereich des LkSG ist 

rechtsformunabhängig für Unterneh-

men mit mindestens 3.000 Arbeit-

nehmern eröffnet. Ab dem 1. Januar 2024 

wird der Anwendungsbereich auf Unterneh-

men mit mindestens 1.000 Arbeitnehmern 

erweitert. Kleine und mittlere Unternehmen 

unterhalb der Schwellenwerte von 3.000 

bzw. 1.000 Mitarbeitern fallen nicht in den 

direkten Anwendungsbereich des Gesetzes. 

Eine indirekte Erfassung ist allerdings mit-

dem betroffenen Unternehmen und dessen 

Zulieferer möglich.

Bis zum Jahresende 2022 sollten betroffe-

-

gen getroffen haben, um die Anforderun-

gen des LkSG zu erfüllen:

 Einrichtung eines Risikomanagements 

und Festlegung interner Zuständigkeiten, 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 4 Abs. 1 LkSG

-

-

schenrechts- und umweltbezogenen Risi-

-

schriften ist dabei von einer Person inner-

halb des Unternehmens zu überwachen 

(z.B. Einkaufsleiter oder Menschenrechts-

beauftragte).

Zum Risikomanagement gehört eine 

Risikoanalyse (§ 5 LkSG), innerhalb derer 

das LkSG führen könnten, erkannt, bewer-

tet und priorisiert werden. Die Priorisie-

rung erfolgt nach der jeweiligen Eintritts-

wahrscheinlichkeit. Hilfreich ist daher eine 

Kategorisierung z.B. nach Länder- und 

Branchenrisiko. Auch wenn eine solche 

Analyse zwingend erst ab dem 1. Januar 

bereits zum jetzigen Zeitpunkt alle mögli-

chen Risiken zu erkennen, um diese 

schnellstmöglich zu eliminieren oder zu-

mindest zu minimieren.

 Verankerung von Präventions- und 

Abhilfemaßnahmen, §§ 6, 7 LkSG

Stellt das Unternehmen ein Risiko im Sinne 

des Gesetzes fest, muss es unverzüglich 

angemessene Präventionsmaßnahmen 
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Schwerpunkt ESG

beispielsweise die Erstellung von Aktions-

plänen, die Durchführung von Anhörungen 

und die Ausstattung mit umfassenden 

Auditierungsrechten. Dazu gehören auch 

Auskunftsansprüche und Herausgabe-

ansprüche in Bezug auf Dokumente. Zudem 

sind Risiken bei der Zulieferer- und Länder-

auswahl zu berücksichtigen.

Darüber hinaus muss das Unternehmen 

eine Grundsatzerklärung über seine Men-

schenrechtsstrategie abgeben, in der es seine 

menschenrechts- und umweltbezogenen 

Erwartungen sowie seine Risikoprioritäten 

darlegt.

 Einrichtung eines Beschwerdeverfah-

rens und die Erstreckung auf mittelbare 

Zulieferer, §§ 8, 9 LkSG

Um Beschwerden von betroffenen Perso-

nen außerhalb des Unternehmens zu er-

möglichen und die Transparenz zu stär-

ken, ist ein unternehmensinternes Be-

schwerdeverfahren einzurichten. Es kann 

auch auf ein Beschwerdeverfahren eines 

Branchenverbands zurückgegriffen wer-

-

ordnung sowie Informationen zur Erreich-

barkeit, Zuständigkeit und Durchführung 

eines Beschwerdeverfahrens öffentlich 

zugänglich zu machen. Die mit der Durch-

führung betrauten Personen unterliegen 

Art. 8 TaxonomieVO (Umsatzerlöse, CapEx, 

OpEx):

ordnung (EU) 2020/852) ist seit 1. Januar 

2022 für die beiden dort festgelegten 

Klimaziele anwendbar, für die vier anderen 

Umweltziele ab 1. Januar 2023. Die Taxono-

ob eine Wirtschaftstätigkeit als ökologisch 

nachhaltig einzustufen ist, um damit den 

Grad der ökologischen Nachhaltigkeit einer 

Investition ermitteln zu können (siehe Art. 

1 Abs. 1).

§§ 289b ff. HGB). Detaillierte Konkretisie-

Erweiterung des Lageberichts um eine 

kapitalmarktorientierte Kapitalgesellschaf-

ten, die mehr als 500 Arbeitnehmer be-

schäftigen und nicht aufgrund anderweitig 

erfolgender konsolidierter Berichterstat-

tung befreit sind.

beziehen sich darauf, wie und in welchem 

Umfang die Tätigkeiten des Unternehmens 

mit Wirtschaftstätigkeiten verbunden sind, 

die als ökologisch nachhaltig im Sinne der 

Finanzunternehmen müssen insoweit 

bestimmte KPIs angeben: den Anteil der 

betreffenden Umsatzerlöse sowie den 

Anteil der entsprechenden Investitions-

ausgaben („CapEx“) und Betriebsausgaben 

(„OpEx“). Dabei wird weiter unterschieden 

zwischen „taxonomiefähigen“ und „taxo-

nomiekonformen“ Tätigkeiten.

Dies bedeutet für Unternehmen im We-

sentlichen:

•

Einklang mit den Anforderungen des Art. 

-

seit 1. Januar 2022 (für das Berichtsjahr 

2021) mit Blick auf die beiden Klimaziele 

das Berichtsjahr 2022 und folgende) mit 

Blick auf alle sechs Umweltziele

• Angaben zu taxonomiefähigen bzw. taxo-

nomiekonformen Anteilen an Umsatzer-

lösen, CapEx und OpEx

• Bislang genügten Angaben zur Taxono-

miefähigkeit, ab 2023 sind auch Angaben 

• -

zielle Erklärung (im Lagebericht)

• Relevant für große kapitalmarktorien-

tierte Unternehmen

Diese Anforderungen sind insbesondere 

im Zusammenhang mit den bereits zuvor 

bzw. parallel in Kraft getretenen einschlägi-

-

forderungen für Finanzdienstleister gemäß 

-

ten nur dann sinnvoll erfüllen, wenn ent-

sprechende Informationen seitens der 

Realwirtschaft verfügbar sind.

Corporate Sustainability Reporting Direc-

tive (CSRD, Stand Juni 2022): Die oben 

-

zogenen Berichterstattung“ abgelöst. Dann 

werden deutlich mehr Unternehmen erfasst 

sein und die Inhalte der Berichterstattung 

werden detailliert vorgegeben. An entspre-

chenden Standards wird sowohl auf euro-

päischer Ebene (EFRAG/ESRS) als auch in-

ternational (IFRS/ISSB) gearbeitet. 

Die neuen Anforderungen gelten gestaf-

felt für Berichtszeiträume ab 1. Januar 

Unternehmen), ab 1. Januar 2025 (für große 

nicht-kapitalmarktorientierte Unternehmen) 

und ab 1. Januar 2026 (für bestimmte ande-

es sich, rechtzeitig zu prüfen oder prüfen 

zu lassen, ob der Anwendungsbereich 

nach 2024 das eigene Unternehmen er-

fasst.

Checkliste:

1. Muss ich das LkSG beachten? 
Siehe dazu: Self-Assessment-Tool unter 
www.bakertilly.de/im-fokus/lieferkettengesetz

2. Habe ich ein funktionsfähiges 
Risikomanagement eingerichtet?

3. Sind die internen Zuständigkeiten 
geregelt?

4. Können Risikoanalysen gezielt 
durchgeführt werden?

5. Sind Präventions- und Abhilfemaß-
nahmen in einer Grundsatzerklärung 
verankert?

6. Ist ein Beschwerdeverfahren 
eingerichtet und erstreckt sich dieses 
auch auf mittelbare Zulieferer?

7. Sind Möglichkeiten zur Dokumen-
tation und Berichterstattung 
vorhanden?


